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Bekanntmachungen 
 

Wassergesetze; 

Verordnung des Landratsamtes Erding über das Wasserschutzgebiet in 

der Gemeinde Finsing und Pliening, Landkreis Erding und Ebersberg 

für die öffentliche Wasserversorgung durch die Gemeinde Finsing 

Erörterungstermin nach Art. 73 Abs. 6 Satz 1 BayVwVfG 

 
Das Landratsamt Erding beabsichtigt die Festsetzung des im Betreff bezeichneten Was-
serschutzgebietes für die öffentliche Wasserversorgung der Gemeinde Finsing 
 
Entsprechend den Vorschriften des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes (Art. 73 
BayVwVfG) werden die eingegangenen Einwendungen gegen die Festsetzung des Was-
serschutzgebietes und den Verordnungserlass mit den Trägern des Vorhabens, den Be-
hörden und den Einwendungsführern am 
 
 

Mittwoch, den 04.02.2009 
um 9.00 Uhr 

im Großen Sitzungssaal des Landratsamtes Erding 
Alois-Schießl-Platz 2, 85435 Erding, 

im 1. Stock (Zimmer 117) 
 
erörtert. 
 
Wir weisen darauf hin, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten an dem Erörterungstermin 
auch ohne ihn verhandelt werden kann und verspätete Einwendungen bei der Erörterung 
und Entscheidung unberücksichtigt bleiben können. 
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Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen  

 
Unternehmenssatzung 

für das „gemeinsame Kommunalunternehmen AW München-Ost“,  

Anstalt des öffentlichen Rechts der Gemeinden Anzing, Aschheim,  

Egmating, Feldkirchen, Finsing, Grasbrunn, Kirchheim, Kirchseeon, 

Oberpframmern, Pliening, Poing, Vaterstetten und Zorneding 

Die Gemeinden vereinbaren aufgrund der Art. 49 und Art. 50 des Gesetzes über die kom-

munale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

20.06.1994 (GVBl. S. 555, ber. 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 26.07.2004 (GVBl. S. 272), aufgrund Art. 89, 90 und 91 der Gemeindeord-

nung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung – GO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 22.08.1998 (GVBL S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 10.04.2007 (GVBl. S. 271) und gemäß der Verordnung über Kommunalunternehmen 

(KUV) vom 19.03.1998 (GVBl. S. 220, BayRS 2023-15-I), zuletzt geändert durch Verord-

nung vom 04.01.2006 (GVBl. S. 59) diese Satzung: 

 

§ 1 - Name, Sitz, räumlicher Wirkungsbereich, Stammkapital 

 

(1) Das gemeinsame Kommunalunternehmen der Gemeinden ist ein selbständiges, gemein-

sames Unternehmen der Gemeinden in der Rechtsform einer Anstalt des öffentlichen 

Rechts (gemeinsames Kommunalunternehmen). 

 

(2) Träger (Beteiligte) des gemeinsamen Kommunalunternehmens sind die Gemeinden An-

zing, Aschheim, Egmating, Feldkirchen, Finsing, Grasbrunn, Kirchheim, Kirchseeon, O-

berpframmern, Pliening, Poing, Vaterstetten und Zorneding. 

 

(3) Das gemeinsame Kommunalunternehmen führt den Namen „gemeinsames Kommunalun-

ternehmen AW München-Ost“ mit dem Zusatz „Anstalt des öffentlichen Rechts“. 

 

 Es tritt unter diesem Namen im gesamten Geschäfts- und Rechtsverkehr auf. 

 

 Die Kurzbezeichnung lautet „gKu AW München-Ost“. 
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(4) Das gemeinsame Kommunalunternehmen hat seinen Sitz in Neufinsing. 

 

(5) Der räumliche Wirkungsbereich des Unternehmens umfasst das Gebiet der Gemeinden 

Anzing, Aschheim, Egmating, Feldkirchen, Finsing, Grasbrunn (ausgenommen Keferloh, 

also die westlich der BAB A 99 gelegenen Gebiete), Kirchheim, Kirchseeon, Oberpfram-

mern, Pliening, Poing, Vaterstetten und Zorneding. 

 

(6) Das Stammkapital beträgt 1.500.000,00 €. Es wird in voller Höhe durch den Formwechsel 

des Abwasserzweckverbandes München-Ost (AZV) in das „gKu AW München-Ost“ er-

bracht. 

 

 An dem Stammkapital halten entsprechend den Umlageanteilen: 

 

- die Gemeinde Poing einen Anteil i.H.v. 235.500,00 € 

- die Gemeinde Pliening einen Anteil i.H.v. 64.500,00 € 

- die Gemeinde Vaterstetten einen Anteil i.H.v. 171.000,00 € 

- die Gemeinde Zorneding einen Anteil i.H.v. 156.000,00 € 

- die Gemeinde Aschheim einen Anteil i.H.v. 105.000,00 € 

- die Gemeinde Feldkirchen einen Anteil i.H.v. 117.000,00 € 

- die Gemeinde Kirchheim einen Anteil i.H.v. 247.500,00 € 

- die Gemeinde Anzing einen Anteil i.H.v. 27.000,00 € 

- die Gemeinde Egmating einen Anteil i.H.v. 39.000,00 € 

- die Gemeinde Finsing einen Anteil i.H.v. 52.500,00 € 

- die Gemeinde Grasbrunn einen Anteil i.H.v. 63.000,00 € 

- die Gemeinde Kirchseeon einen Anteil i.H.v. 157.500,00 € 

- die Gemeinde Oberpframmern einen Anteil i.H.v. 64.500,00 € 

 

 Die übertragenen Vermögenswerte und Verbindlichkeiten bestimmen sich nach der auf-

zustellenden Eröffnungsbilanz zum 30.12.2008 (Buchwerte aus der aufzustellenden 

Schlussbilanz zum 31.12.2008). Die Eröffnungsbilanz ist hinsichtlich der übertragenen 

Werte auf der Grundlage eines Inventars gemäß den für alle Kaufleute geltenden Vor-

schriften des Handelsgesetzbuchs (HGB) zu erstellen. 

 

 Nach Erstellung der Eröffnungsbilanz ist über diese von den Gemeinderäten gesondert zu 

beschließen. 
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(7) Das Unternehmen führt beim Vollzug der ihm übertragenen hoheitlichen Aufgaben das 

kleine Staatswappen. 

 

§ 2 - Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Dem gemeinsamen Kommunalunternehmen wird nach Art. 50 Abs. 1, 26 Abs. 1 KommZG 

in Verbindung mit Art. 89 Abs. 2 S. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 

(kurz: GO) die Abwasserbeseitigung im räumlichen Wirkungsbereich des Unternehmens 

übertragen. 

 

 Hierzu gehört auch die Einrichtung und Unterhaltung von Neben- und Hilfsbetrieben, die 

die Aufgaben des gemeinsamen Kommunalunternehmens fördern und wirtschaftlich mit 

ihnen zusammenhängen. 

 

 Zur Förderung seiner Aufgaben kann sich das gemeinsame Kommunalunternehmen an 

anderen Unternehmen beteiligen, wenn das dem Unternehmenszweck dient.  Dabei ist 

sicher zu stellen, dass die für Beteiligungen seiner Träger geltenden Vorschriften entspre-

chend angewandt werden und die Haftung des gemeinsamen Kommunalunternehmens 

auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist. 

 

(2) Das gemeinsame Kommunalunternehmen kann die in Abs. 1 bezeichneten Aufgaben un-

ter den Voraussetzungen des Art. 87 Abs. 2 GO auch für andere Gemeinden wahrneh-

men. 

 

(3) Das gemeinsame Kommunalunternehmen ist berechtigt, anstelle seiner Träger 

 

a) Satzungen über die Benutzung der Einrichtungen für die gemäß § 2 Abs. 1 übertra-

genen Aufgaben, 

 

b) Satzungen über die Erhebung von Abgaben und Entgelten für die Benutzung der Ein-

richtungen für die gemäß § 2 Abs. 1 übertragenen Aufgaben einschließlich der Erhe-

bung von Abgaben nach dem Kommunalabgabengesetz, 

 

c) Satzungen über die Entschädigung der Verwaltungsratsmitglieder, 

 

d) im Rahmen der Gesetze Verordnungen für das nach § 2 Abs. 1 übertragene Aufga-

bengebiet zu erlassen. 
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(4) Das gemeinsame Kommunalunternehmen kann Beamte ernennen, versetzen, abordnen, 

befördern und entlassen, soweit es hoheitliche Befugnisse ausübt. Dies gilt sinngemäß, 

allerdings ohne die zuvor genannte Einschränkung, auch für Beschäftigte im Sinne des 

Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD). 

 

 Der Vorstand übt die Funktion des Dienstvorgesetzten aus, der Verwaltungsrat die der 

obersten Dienstbehörde. 

 

(5) Führen die Träger die Aufgaben des gemeinsamen Kommunalunternehmens bei dessen 

Auflösung fort, so übernimmt die zu diesem Zeitpunkt einwohnergrößte Gemeinde die 

Beamten und Arbeitnehmer. 

 

(6) Diese Gemeinde übernimmt auch die Beamten und Versorgungsempfänger des gemein-

samen Kommunalunternehmens, wenn das gemeinsame Kommunalunternehmen aufge-

löst wird, ohne dass seine bisherigen Aufgaben auf andere juristische Personen des öf-

fentlichen Rechts mit Dienstherrenfähigkeit übergehen. 

 

 In diesem Fall sind die Einzelheiten, insbesondere über Ausgleichsleistungen der anderen 

Gemeinden, durch gesonderte Vereinbarung zu regeln. Dabei richten sich die von den 

Gemeinden an die größte Gemeinde zu leistenden Ausgleichszahlungen hinsichtlich der 

Versorgungsempfänger (Ruhestandsbeamte, versorgungsberechtigte Hinterbliebene) 

grundsätzlich nach der Beteiligung der Träger am Stammkapital des aufgelösten gemein-

samen Kommunalunternehmens. 

 

 Erfordern im Einzelfall berechtigte Interessen eine andere Verteilung, so sind diese bei 

der gesonderten Vereinbarung entsprechend zu berücksichtigen. 

 

§ 3 - Organe 

 

 Organe des gemeinsamen Kommunalunternehmens sind: 

 

1. der Vorstand (§ 4); 

2. der Verwaltungsrat (§§ 5 bis 7). 
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§ 4 - Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus einem Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

 

(2) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf die Dauer von fünf Jahren bestellt; wiederholte 

Bestellungen sind zulässig. Für den Vorsitzenden wird ein Stellvertreter durch den Ver-

waltungsrat bestellt. 

 

 Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann der Verwaltungsrat den Vorstand durch Be-

schluss mit einer Mehrheit von drei Vierteln der an der Beschlussfassung teilnehmenden 

Stimmen vorzeitig abberufen. 

 

(3) Der Vorstand leitet das gemeinsame Kommunalunternehmen eigenverantwortlich, sofern 

nicht gesetzlich oder durch diese Unternehmenssatzung etwas anderes bestimmt ist. 

 

(4) Der Vorstand vertritt das gemeinsame Kommunalunternehmen nach außen. 

 

(5) Der Vorstand stellt vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan (§ 16 

KUV) mit einer Erfolgsübersicht nach Unternehmenszweigen sowie einen 5-Jahres-

Finanzplan (§ 19 KUV) auf und schreibt diesen entsprechend fort. 

 

(6) Der Vorstand hat den Verwaltungsrat über alle wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu unter-

richten und auf Anforderung dem Verwaltungsrat über alle Angelegenheiten des gemein-

samen Kommunalunternehmens Auskunft zu geben. 

 

(7) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat halbjährlich Zwischenberichte über die Abwicklung 

des Vermögens- und Erfolgsplans schriftlich vorzulegen. Der Verwaltungsrat ist durch den 

Vorstand zu unterrichten, wenn bei der Ausführung des Erfolgsplans erfolgsgefährdende 

Mindererträge oder Mehraufwendungen zu erwarten sind. 

 

 Sind darüber hinaus Verluste zu erwarten, die Auswirkungen auf die Haushalte der Träger 

haben können, sind diese zu unterrichten; dem Verwaltungsrat ist hierüber unverzüglich 

zu berichten. 

 

(8) Der Vorstand ist auch zuständig für die Ernennung, Einstellung, Beförderung, Höhergrup-

pierung, Abordnung, Versetzung und Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beam-
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ten des einfachen und mittleren Dienstes sowie von Arbeitnehmern, deren Vergütung mit 

der Besoldung dieser Beamten vergleichbar ist. 

 

(9) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 

(10) Jedes Mitglied des Vorstandes ist verpflichtet, die ihm im Geschäftsjahr jeweils gewährten 

Bezüge im Sinne von § 285 Nr. 9 Buchstabe a) des Handelsgesetzbuches den Trägern 

jährlich zur Veröffentlichung mitzuteilen. 

 

§ 5 - Verwaltungsrat 

 

 (1) Der Verwaltungsrat besteht aus den ersten Bürgermeistern/innen der Träger. 

 

(2) Der/die Vorsitzende bzw. stellvertretende Vorsitzende des Verwaltungsrats wird aus der 

Mitte des Verwaltungsrats von diesem gewählt. 

 

(3)  Mitglieder des Verwaltungsrats können nicht sein: 

 

a) Beamte und leitende oder hauptberufliche Angestellte des gemeinsamen Kommunal-

unternehmens;  

 

b) leitende Beamte und leitende Angestellte von juristischen Personen oder sonstigen 

Organisationen des öffentlichen oder privaten Rechts, an denen das gemeinsame 

Kommunalunternehmen mit mehr als 50 vom Hundert unmittelbar oder mittelbar be-

teiligt ist; eine Beteiligung am Stimmrecht genügt; 

 

c) Beamte und Angestellte der Rechtsaufsichtsbehörde, die unmittelbar mit Aufgaben 

der Aufsicht über das gemeinsame Kommunalunternehmen befasst sind. 

 

(4) Der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Gemeinden sowie deren Organen auf deren Ver-

langen Auskunft über alle wichtigen Angelegenheiten des gemeinsamen Kommunalunter-

nehmens zu geben. 

 

(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrats haben Anspruch auf angemessene Entschädigung. 

Gewinnbeteiligungen dürfen ihnen nicht gewährt werden. Einzelheiten werden in der vom 

Verwaltungsrat zu erlassenden Entschädigungssatzung für den Verwaltungsrat geregelt. 
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(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind verpflichtet, über sämtliche vertrauliche Angele-

genheiten von denen sie Kenntnis erhalten, Stillschweigen zu bewahren. Diese Pflicht be-

steht auch nach ihrem Ausscheiden fort. 

 

 Für die der jeweiligen Gemeinde zuzurechnenden Verwaltungsräte gilt die Verschwiegen-

heitspflicht nicht gegenüber den Organen der jeweiligen Gemeinden. 

 

(7) § 4 Abs. 9 findet auf den Verwaltungsrat entsprechende Anwendung. 

 

§ 6 - Zuständigkeit des Verwaltungsrats 

 

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des Vorstands. 

 

(2) Der Verwaltungsrat hat sich zu diesem Zweck über den Ablauf der Unternehmensangele-

genheiten zu unterrichten. Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vorstand über alle An-

gelegenheiten des gemeinsamen Kommunalunternehmens Berichterstattung verlangen 

und selbst als Gremium oder durch einzelne von ihm zu bestimmende Mitglieder den Be-

trieb, die Bücher und Schriften des gemeinsamen Kommunalunternehmens einsehen. 

 

 Der Verwaltungsrat kann sich dazu zur Berufsverschwiegenheit verpflichteter Dritter be-

dienen. 

 

(3) Der Verwaltungsrat entscheidet über: 

 

a) Erlass von Satzungen und Verordnungen im Rahmen des durch diese Unterneh-

menssatzung übertragenen Aufgabenbereichs (§ 2 Abs. 1), insbesondere von Ge-

bühren- und Beitragssatzungen; 

 

b) Bestellung und Abberufung des Vorstands und dessen Stellvertreter sowie Regelung 

des Dienstverhältnisses des Vorstands und dessen Stellvertreter; 

 

c) Ernennung, Einstellung, Beförderung, Höhergruppierung, Abordnung, Versetzung, 

Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten und Beschäftigten, soweit nicht 

der Vorstand zuständig ist (§ 4 Abs. 8); 

 

d) unmittelbare und mittelbare Beteiligungen des Kommunalunternehmens an anderen 

Unternehmen, die gänzliche oder teilweise Veräußerung von Beteiligungen und die 

Änderung der Rechtsform oder Aufgaben von Beteiligungen; 
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e) Festsetzung allgemeiner Versorgungs-, Entsorgungs- bzw. Benutzungsbedingungen 

sowie allgemeiner Tarife und Entgelte für die Leistungsnehmer; 

 

f) Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplans und des 5-Jahres-Finanzplans (§ 4 

Abs. 5); 

 

g) Bestellung des Abschlussprüfers; 

 

h) Feststellung des geprüften Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresgewinns, Be-

handlung des Jahresverlustes sowie Entlastung des Vorstands; 

 

i) Rückzahlung bzw. Auszahlung von Eigenkapital an die Träger; 

 

k) Verfügungen über Anlagevermögen und die Verpflichtung hierzu, wenn der Gegens-

tandswert im Einzelfall den Betrag von 50.000 EUR überschreitet, sowie die Veräuße-

rung von Vermögensgegenständen unter ihrem Wert und die Verpflichtung hierzu. 

Dies gilt nicht, sofern diese Verfügungen und Veräußerungen im jeweils geltenden 

Wirtschaftsplan enthalten sind; 

 

l) Erwerb, Veräußerung, Tausch und Belastung von Grundstücken und grundstücks-

gleichen Rechten: 

 

m) Gewährung und Aufnahme von Darlehen, die im Einzelfall den Betrag von 50.000 

EUR überschreiten, sofern sie nicht im jeweils geltenden Wirtschaftsplan enthalten 

sind; 

 

n) Gewährung von Gehaltsvorschüssen an den Vorstand, dessen Stellvertreter und an 

Bedienstete des gemeinsamen Kommunalunternehmens, die mit diesen verwandt 

sind; 

 

o) wesentliche Änderungen des Betriebsumfangs des gemeinsamen Kommunalunter-

nehmens, insbesondere die Übernahme von neuen Aufgaben im Rahmen der durch 

diese Unternehmenssatzung (§ 2 Abs. 1) übertragenen Aufgaben; 

 

p) Mitgliedschaft im Bayerischen Versorgungsverband; 

 

q) Änderungen der Unternehmenssatzung; 
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r) die Auflösung des Unternehmens. 

 

Beschlüsse des Verwaltungsrates über die Änderung der Aufgaben des Unternehmens, 

den Beitritt zur und den Austritt aus der Trägerschaft, die Erhöhung des Stammkapitals 

und die Änderung der Stammeinlagen und über die Verschmelzung und die Auflösung 

des Unternehmens bedürfen zu Ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Beschlussorgane 

aller Träger. 

 

 In den Fällen des § 6 Abs. 3 S. 1 Buchstaben a) und e) unterliegen die der jeweiligen 

Gemeinden zuzurechnenden Mitglieder des Verwaltungsrats den Weisungen des jeweili-

gen Gemeinderats. 

 

 Vor den im vorstehenden Satz genannten Entscheidungen sind die jeweiligen Beschluss-

organe der Träger rechtzeitig zu informieren. 

 

(4) Folgende Entscheidungen des Verwaltungsrates sind der Rechtsaufsichtsbehörde recht-

zeitig, mindestens aber sechs Wochen vor ihrem Vollzug vorzulegen: 

 

a)  die Errichtung, Übernahme und wesentliche Erweiterung sowie die Änderung der 

Rechtsform oder der Aufgaben des gemeinsamen Kommunalunternehmens, 

 

b) die unmittelbare Beteiligung des gemeinsamen Kommunalunternehmens an anderen 

Unternehmen, 

c) die gänzliche oder teilweise Veräußerung des gemeinsamen Kommunalunterneh-

mens oder Beteiligungen. 

  

 In den Fällen des Satzes 1 Nr. a) und b) besteht keine Anzeigepflicht, wenn die Entschei-

dung weniger als den zwanzigsten Teil der Anteile des Unternehmens betrifft. Aus der 

Vorlage muss zu ersehen sein, ob die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

 

(5) Gegenüber dem Vorstand vertritt der Vorsitzende des Verwaltungsrats das gemeinsame 

Kommunalunternehmen gerichtlich und außergerichtlich. Er vertritt das gemeinsame 

Kommunalunternehmen auch, wenn noch kein Vorstand vorhanden oder der Vorstand 

handlungsunfähig ist. 
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§ 7 - Einberufung und Beschlüsse des Verwaltungsrats 

 

(1) Der Verwaltungsrat tritt auf schriftliche Einladung des Verwaltungsratsvorsitzenden zu-

sammen. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort sowie die Tagesordnung angeben 

und den Mitgliedern des Verwaltungsrats spätestens am siebten Tage vorher zugehen. 

Der Tag der Sitzung zählt bei der Fristberechnung nicht mit. 

 

 In dringenden Fällen kann die Frist auf bis zu 24 Stunden abgekürzt werden. 

 

 Der Verwaltungsrat ist jährlich mindestens zweimal einzuberufen. 

 

(2) Er muss außerdem einberufen werden, wenn dies mindestens ein Drittel der Mitglieder 

des Verwaltungsrats unter Angabe der Beratungsgegenstände beantragt. 

 

(3) An den Sitzungen nehmen die Mitglieder des Vorstandes teil, soweit sie nicht wegen per-

sönlicher Betroffenheit ausgeschlossen werden. 

 

(4) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden vom Vorsitzenden des Verwaltungsrats gelei-

tet. Sitzungen des Verwaltungsrats sind nicht öffentlich; dies gilt nicht für Beschlüsse des 

Verwaltungsrats nach § 6 Abs. 3 S. 1 lit. a) und e). 

 

(5) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß gela-

den und die Mehrheit der Mitglieder bzw. deren Vertreter anwesend und stimmberechtigt 

ist. 

 Für den Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung gilt Art. 33 Abs. 4 KommZG entspre-

chend. Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur 

dann Beschluss gefasst werden, wenn 

 

a) die Angelegenheit dringlich ist und der Verwaltungsrat der Behandlung mehrheitlich 

zustimmt oder 

 

b) sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrats bzw. deren Stellvertreter anwesend sind 

und kein Mitglied der Behandlung widerspricht. 

 

(6) Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand 

einberufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei 

der zweiten Einladung muss auf diese Folge hingewiesen werden. 
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(7) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats bedürfen einer einfachen Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. 

 

(8) Über die gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift ist vom 

Vorsitzenden des Verwaltungsrats zu unterzeichnen, den Mitgliedern des Verwaltungsra-

tes binnen 14 Tagen zuzuleiten und dem Verwaltungsrat in der nächsten Sitzung zur Ge-

nehmigung vorzulegen. 

 

(9) Der Vorsitzende des Verwaltungsrats ist befugt, anstelle des Verwaltungsrats dringliche 

Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen. Hiervon hat er dem 

Verwaltungsrat in der nächsten Sitzung Kenntnis zu geben. 

 

§ 8 - Verpflichtungserklärungen 

 

(1) Verpflichtende Erklärungen bedürfen der Schriftform. Die Unterzeichnung erfolgt unter 

dem Namen „Gemeinsames Kommunalunternehmen AW München-Ost, Anstalt des öf-

fentlichen Rechts“, durch den Vorstand, im Übrigen durch jeweils Vertretungsberechtigte. 

(2) Der Vorstand unterzeichnet ohne Beifügung eines Vertretungszusatzes, Stellvertreter des 

Vorstands mit dem Zusatz „in Vertretung“. 

 

§ 9 - Wirtschaftsführung, Rechnungswesen und Prüfung 

 

(1) Das Kommunalunternehmen ist sparsam und wirtschaftlich unter Beachtung des öffentli-

chen Zwecks zu führen. Im Übrigen gelten die Vorschriften der Verordnung über Kommu-

nalunternehmen (KUV) über Wirtschaftsführung, Vermögensverwaltung und Rechnungs-

legung. 

 

(2) Der Vorstand hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsübersicht inner-

halb von sechs Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und nach Durch-

führung der Abschlussprüfung dem Verwaltungsrat zur Feststellung vorzulegen (vgl. § 27 

KUV). Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind vom Vorstand unter Angabe des 

Datums zu unterzeichnen. Der Jahresabschluss, der Lagebericht, die Erfolgsübersicht 

und der Bericht über die Abschlussprüfung sind den Trägern zuzuleiten. 
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§ 10 - Wirtschaftsjahr 

 

 Das Wirtschaftsjahr des gemeinsamen Kommunalunternehmens ist das Kalenderjahr. 

Das erste Wirtschaftsjahr beginnt am 30.12.2008 und endet am 31.12.2008. 

 

§ 11 - Tarifbindung 

 

 Das gemeinsame Kommunalunternehmen beantragt die Mitgliedschaft beim Kommunalen 

Arbeitgeberverband Bayern (KAV) und führt diese fort. 

 

§ 12 - Vermögensübergang und Abwicklung bei Auflösung 

 

(1) Bei Auflösung des Unternehmens geht das Vermögen auf die Träger wie folgt über: 

 

Anlagen der örtlichen Versorgung gehen zum Buchwert auf den Träger über, in dessen 

Belegenheit sie sich befinden. Anlagen der überörtlichen Versorgung gehen auf den Trä-

ger zum Buchwert über, in dessen Belegenheit sie sich befinden; in diesem Falle ist je-

doch sicherzustellen, dass den durch diese Anlagen ebenfalls versorgten Trägern ein Mit-

benutzungsrecht zu Selbstkostenpreisen eingeräumt wird. Befinden sich Anlagen der 

Versorgung auf Gebieten außerhalb der Träger des Unternehmens, sind diese einem 

Träger durch Vereinbarung zuzuordnen; Satz 3 gilt in diesem Falle entsprechend. Im Üb-

rigen ist das gemeinsame Kommunalunternehmen gem. Art. 50 Abs. 6 S. 4, Art. 47 

KommZG abzuwickeln. 

 

(2) Scheiden eine oder mehrere Gemeinden aus dem gKu aus, gilt Abs. 1 entsprechend. 

 

§ 13 - Gründungskosten 

 

 Die Kosten der Errichtung des gKu i.H.v. 30.000,00 € werden von dem Abwasserzweck-

verband München-Ost (AZV), getragen. 

 

§ 14 - Schlussbestimmungen 

 

(1) Änderungen dieser Satzung sind beim Handelsregister anzumelden. 

 

(2) Sämtliche in der männlichen Sprachform benutzten Wörter und Ausdrücke gelten entspre-

chend in der weiblichen Sprachform. 
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(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung unwirksam sein oder werden, wird hier-

durch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen 

Bestimmungen gilt diejenige wirksame Bestimmung als vereinbart, die dem Sinn und 

Zweck der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt. Im Falle von Lücken gilt dieje-

nige Bestimmung als vereinbart, die dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses 

Vertrages vereinbart worden wäre, hätte man diese Angelegenheit von vorneherein be-

dacht. 

 

(4) Bei Streitigkeiten aus dieser Unternehmenssatzung entscheidet die Rechtsaufsichtsbehör-

de. 

 

§ 15 - Inkrafttreten 

 

 Das gemeinsame Kommunalunternehmen entsteht am 30.12.2008. Gleichzeitig tritt diese 

Satzung in Kraft. 

 
 
 
Verwaltungsratsvorsitzender  Vorsitzender 
gez.      gez.  
Georg Rittler     Jenz-F. Schmidt 
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Termine  
 

Problemmülltermine für den Monat Januar 

 
Ortsteil, Standplatz Öffnungszeit 

   
 Montag, 26.01.2009   

    
Walpertskirchen, Recyclinghof, Auerstraße 11:30 - 12:30 
    
Lengdorf, Recyclinghof, Isener Straße 12:45 - 14:00 
    
Taufkirchen, Parkplatz beim ehem. Rathaus (Attinger 
Weg) 

14:30 - 16:00 

    
Dorfen, Volksfestplatz 16:30 - 18:00 

   
   
 Dienstag, 27.01.2009   

    
Langenpreising, Prisostr. 2, Schulhof 11:30 - 12:15 
    
Froschbach, Recyclinghof 12:30 - 13:15 
    
Maria Thalheim, Recyclinghof, Kleinthalheimer Str. 13:30 - 14:15 
    
Reichenkirchen, Recyclinghof, Lohkirchner Str. 14:30 - 15:15 
    
Reisen, Parkplatz bei der Kirche 15:30 - 16:15 
    
Erding, Landratsamt, Alois-Schießl-Platz 2 16:30 - 18.00 

   
   
 Mittwoch, 28.01.2009  

    
Forstern, Recyclinghof, Hirschbachweg 08:00 - 09:00 
    
Burgrain, Gasthaus Gipp 09:15 - 10:00 
    
Schönbrunn, Raiffeisen-Lagerhaus 10:30 - 11:30 
    
Grüntegernbach, Friedhofsparkplatz 12:00 - 13:00 
    
Hohenpolding, Recyclinghof, Gewerbegebiet 13:30 - 14:30 
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 Donnerstag, 29.01.2009  
   

Niederneuching, Forellenweg 08:00 - 08:45 
    
Eichenried, Recyclinghof, Zengerstraße 09:00 - 10:00 
    
Niederding, Bushaltestelle 10:30 - 11:15 
    
Eittingermoos, FFW-Haus, Dorfstraße 29 11:45 - 12:30 
    
Berglern, Recyclinghof, Eittinger Str. 12:45 - 13:45 

   
 Freitag, 30.01.2009  

    
Neufinsing, Recyclinghof, Am Steinfeld 08:00 - 09:00 
    
Oberneuching, Recyclinghof, Hauptstraße 09:15 - 10:00 
    
Wörth, Gemeinde Bauhof, Hörlkofener Str.27 10:15 - 11:15 
    
Altenerding, Recyclinghof, Wendelsteinstr. 11:30 - 13:15 
    
Kirchasch, Am Feuerwehrhaus 13:30 - 14:30 

   
 
 

  

 
 

 
 

http://www.kms-erding.de/ 
 
 

 
http://www.vhs-erding.de/ 

 
 
 



Ausgabe 2 
14.01.2009 

Amtsblatt 
Seite 27  

 
 

Abfuhrbezirke und Abfuhrtermine der „Gelben Säcke“ 

im Landkreis Erding für das erste Halbjahr 2009  
 

Abfuhrgebiet Bemerkung Abfuhrtermine 

Berglern  12.01. 09.02. 09.03. 04.04. 04.05. 02.06. 29.06. 
Bockhorn  28.01. 25.02. 25.03. 22.04. 20.05. 17.06.  
Buch am Buchrain  26.01. 23.02. 23.03. 20.04. 18.05. 15.06.  
Dorfen Stadt (Außen-
bereich West) 

Grenze B 15 19.01. 16.02. 16.03. 14.04. 11.05. 08.06.  

Dorfen Stadt *      
(Außenbereich Ost) 

Grenze B 15 20.01. 17.02. 17.03. 15.04. 12.05. 09.06.  

Dorfen Stadt – Ost ** Grenze B 15 21.01. 18.02. 18.03. 16.04. 13.05. 10.06.  
Dorfen Stadt - West 

Grenze B 15 

22.01. 19.02. 19.03. 17.04. 14.05. 12.06.  

Eitting  16.01. 13.02. 13.03. 09.04. 08.05. 06.06.  
Erding Stadt Gleicher Tag wie 

Restabfalltonnen 
26.01. 23.02. 23.03. 20.04. 18.05. 15.06.  

Erding Stadt Gleicher Tag wie 
Restabfalltonnen 

27.01. 24.02. 24.03. 21.04. 19.05. 16.06.  

Erding Stadt Gleicher Tag wie 
Restabfalltonnen 

28.01. 25.02. 25.03. 22.04. 20.05. 17.06.  

Erding Stadt Gleicher Tag wie 
Restabfalltonnen 

02.01. 29.01. 26.02. 26.03. 23.04. 22.05. 18.06. 

Erding Stadt Gleicher Tag wie 
Restabfalltonnen 

03.01. 30.01. 27.02. 27.03. 24.04. 23.05. 19.06. 

Erding Stadt Nur dort Abholung,  
wo 1,1 m³Behälter für 
Restabfall stehen 

05.01. 02.02. 02.03. 30.03. 27.04. 25.05. 22.06. 

Finsing  10.01. 06.02. 06.03. 03.04. 02.05. 29.05. 26.06. 
Forstern  14.01. 11.02. 11.03. 07.04. 06.05. 04.06.  
Fraunberg  14.01. 11.02. 11.03. 07.04. 06.05. 04.06.  
Hohenpolding  27.01. 24.02. 24.03. 21.04. 19.05. 16.06.  
Inning am Holz  27.01. 24.02. 24.03. 21.04. 19.05. 16.06.  
Isen  13.01. 10.02. 10.03. 06.04. 05.05. 03.06. 30.06. 
Kirchberg  15.01. 12.02. 12.03. 08.04. 07.05. 05.06.  
Langenpreising  12.01. 09.02. 09.03. 04.04. 04.05. 02.06. 29.06. 
Lengdorf  23.01. 20.02. 20.03. 18.04. 15.05. 13.06.  
Moosinning  08.01. 04.02. 04.03. 01.04. 29.04. 27.05. 24.06. 
Neuching  09.01. 05.02. 05.03. 02.04. 30.04. 28.05. 25.06. 
Oberding  07.01. 03.02. 03.03. 31.03. 28.04. 26.05. 23.06. 
Ottenhofen  09.01. 05.02. 05.03. 02.04. 30.04. 28.05. 25.06. 
Pastetten  03.01. 30.01. 27.02. 27.03. 24.04. 23.05. 19.06. 
Sankt Wolfgang  12.01. 09.02. 09.03. 04.04. 04.05. 02.06. 29.06. 
Steinkirchen  15.01. 12.02. 12.03. 08.04. 07.05. 05.06.  
Taufkirchen (Ort)  15.01. 12.02. 12.03. 08.04. 07.05. 05.06.  
Taufkirchen (Aussen-
bereich Ost) 

Grenze B 15 16.01. 13.02. 13.03. 09.04. 08.05. 06.06.  

Taufkirchen (Aussen-
bereich West) 

Grenze B 15 19.01. 16.02. 16.03. 14.04. 11.05. 08.06.  

Walpertskirchen  26.01. 23.02. 23.03. 20.04. 18.05. 15.06.  
Wartenberg  13.01. 10.02. 10.03. 06.04. 05.05. 03.06. 30.06. 
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Wörth  02.01. 29.01. 26.02. 26.03. 23.04. 22.05. 18.06. 

 

*     Die Bereitstellung der Gelben Säcke ist für den gesamten Außenbereich                          

      Dorfen-Ost an diesem Termin (Tiefenbach, Eibach, Hausmehring, usw.). 

**   An diesem Termin erfolgt auch noch die Abholung der Gelben Säcke für den            
      Außenbereich Dorfen-Ost, die am Vortag nicht „geschafft“ wurde. 

 
 
 

Beratung für hör- und sprachauffällige Kinder im 

Gesundheitsamt Erding 

Seit Jahren finden in regelmäßigen Abständen im Gesundheitsamt Erding pädoaudiologi-
sche Sprechstunden statt.  
Die Beratung wird von einer Hörgeschädigtenpädagogin von der Pädagogisch- Audiologi-
schen Beratungsstelle in München durchgeführt. 
Dabei geht es in erster Linie um Abklärung von Hör- und Sprachauffälligkeiten, die zu 
Lernproblemen führen können. 
Ziel der Beratung ist einmal, zu prüfen und näher abzuklären, ob Behandlungsmaßnah-
men, also eine Überweisung an den HNO-Arzt zur Einleitung einer Therapie notwendig 
sindZum anderen ist sie aber auch eine gezielte heil- und sonderpädagogische Beratung, 
insbesondere zu Fragen der schulischen Eingliederung. Die Früherfassung des hörgestör-
ten Kindes ist das entscheidende diagnostische und therapeutische Prinzip der Beratung. 
Leichte Hörstörungen werden nicht selten erst im Kindergartenalter erkannt. Wenn ein 
Kind allerdings nicht richtig hört, lernt es auch nicht richtig sprechen; die geistige und sozi-
ale Entwicklung ist dadurch ebenfalls eingeschränkt. Daher unsere Bitte, „achten Sie auf 
hör- und sprachauffällige Kinder“. Machen Sie gegebenenfalls die Eltern auf unsere 
Sprechtage zur Abklärung des Problems aufmerksam. 
An folgenden Tagen gibt es für das Schuljahr 2008/2009 die Beratung für hör- und 
sprachauffällige Kinder im Gesundheitsamt Erding: 
 
Mittwoch, den  28.01.2009  04.03.2009 
   01.04.2009  20.05.2009  01.07.2009 
 
Weitere Informationen gibt es bei der pädagogisch-audiologischen Beratungsstelle Mün-
chen, Telefon 089/741 322 38 oder beim Gesundheitsamt Erding, Telefon 08122/58-1430. 
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Rat und Hilfe 
 

Informationen über das Jugendamt und die Erziehungsberatungsstelle des Land-
kreises Erding gibt es auch im Internet: 

 
http://www.jugendamt-erding.de 

http://www.erziehungsberatung-erding.de 
 

 

 
Ihre Ansprechpartnerin in allen Gleichstellungsfragen  

für Frauen und Männer in Familie, Beruf und Gesellschaft: 
 

Marietta Wolf 
Landratsamt Erding 

 
Tel. 08122 / 58-1429, E-Mail: gleichstellung@lra-ed.de 

 
 

Staatlich anerkannte Beratungsstelle für 
Schwangerschaftsfragen 

 
http://www.schwanger-in-erding.de 

E-Mail: schwanger@lra-ed.de 
 

• Beratung in allen die Schwangerschaft betreffenden 
psychosozialen Fragen 

• Schwangerschaftskonfliktberatung nach StGB § 219 
 
Landratsamt Erding   Bajuwarenstr. 3 
Abt. 5 – Gesundheitsamt  85435 Erding 
     Tel. 08122/58-1430 
 

Termine nach Vereinbarung 
 

 
Rat und Hilfe für Frauen in Not 
 
Tel. 08081/1738 
 
Die Mitarbeiterinnen des Frauenhauses 
sind rund um die Uhr erreichbar. 
Anrufe werden streng vertraulich behandelt. 
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ganzjährig 
 jeden Freitag von 12.00 bis 16.00 Uhr 

 direkt an der B15 
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Freitags, außer Feiertage, von 10.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
März bis Dezember, 

am Dorfplatz in Moosen. 
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Bauernhausmuseum 
des Landkreises Erding 

Taufkirchener Str. 24 
85435 Erding 

 
 

Öffnungszeiten:  
jährlich geöffnet von  

Ostersonntag bis Ende Oktober 
an allen Samstagen, Sonntagen und Feiertagen 

von 10.00 bis 17.00 Uhr  
(Einlass bis 16.30 Uhr) 
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Bauernmarkt 
im Bauernhausmuseum 
des Landkreises Erding 

 
 
 

             
 
 

             
 
 

jeden Freitag 
 

(bei Feiertagen bereits am Donnerstag) 
 

13.00 - 18.00 Uhr 
 

(im Winterhalbjahr nur bis 17.00 Uhr) 
 
 
 
Martin Bayerstorfer, Landrat 
 
 


